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I. Rechtsquellen für den Strafvollzug 

 

Der Strafvollzug war in der Durchführung seit Gründung der Bundesrepublik Ländersache. Seit 

dem 28.08.2006 haben die Länder auch die Gesetzgebungskompetenz in diesem Bereich. Das 

Strafvollzugsgesetz des Bundes (StVollzG) vom 16.03.1976 gilt nach Art. 125a Abs. 1 GG als 

Bundesrecht fort, bis es jeweils durch Landesrecht ersetzt wird. Anders als in anderen Berei-

chen streben die Länder keine bundesweit einheitliche Regelung durch übereinstimmende Lan-

desgesetze an. So betont etwa der bayerische Entwurf weit deutlicher als bisher das Ziel des 

Strafvollzugs, die Allgemeinheit vor weiteren Straftaten zu schützen1. Bis jetzt hat aber noch 

kein Bundesland ein eigenes Strafvollzugsgesetz erlassen, es gilt daher überall weiterhin das 

StVollzG. Dieses wird durch die Strafvollstreckungsordnung (StVollstrO) konkretisiert, eine bun-

desweit einheitliche Verwaltungsvorschrift der Länder. 

 

Für den Jugendstrafvollzug gibt es bis auf wenige, verstreute Bestimmungen im StVollzG2 und 

im JGG3 keine gesetzliche Grundlage; seine Besonderheiten werden stattdessen durch bun-

deseinheitliche Verwaltungsvorschriften der Länder geregelt (die VVJug), die sich inhaltlich ü-

berwiegend an das StVollzG anlehnen. Das Bundesverfassungsgericht hat allerdings mit Urteil 

vom 31. 5. 20064 entschieden, die VVJug seien wegen des Grundsatzes vom Vorbehalt des 

Gesetzes keine taugliche Eingriffsgrundlage, es sei vielmehr bis zum Ablauf des Jahres 2007 

eine gesetzliche Grundlage für den Jugendstrafvollzug zu schaffen. Bis zur Herstellung eines 

verfassungsmäßigen Zustands durch den Gesetzgeber sind Behörden und Gerichte zu Eingrif-

fen in verfassungsrechtlich geschützte Positionen nur insoweit befugt, als es zur Aufrechterhal-

tung eines ansonsten verfassungsgemäß geordneten Vollzugs unerlässlich ist5. Da auch die 

Regelung des Jugendstrafvollzugs nach der Föderalismusreform Sache der Länder ist, richtet 

sich die Aufforderung des BVerfG nun an diese. Konsequenterweise betrifft etwa der bayerische 

Entwurf  für ein Strafvollzugsgesetz auch die Jugendstrafe (Art 121 ff BayStVollzG-E). 

 

Durch Bundesverordnung (JAVollzO) geregelt ist dagegen der Vollzug des Jugendarrests nach 

§ 16 JGG. Da Jugendarrest keine Kriminalstrafe, sondern ein Zuchtmittel ist, handelt es sich 

hierbei nicht um „Strafvollzug“, allerdings materiell durchaus um (Freiheits-)Strafe6. 

 

                                                
1 vgl. Art. 1, 3, 4 Entwurf eines BayStVollzG (BayStVollzG-E), 
http://www.justiz.bayern.de/imperia/md/content/stmj_internet/ministerium/ministerium/gesetzgebung/entwurfbaystrafv
ollzg.pdf, abgerufen am 12.02.07 
2 §§ 176, 178 StVollzG 
3 §§ 91, 92, 115 JGG 
4 NJW 06, 2093 ff 
5 BVerfG NJW 06, 2093, 2098 
6 Ostendorf, JGG, 6. Auflage 2003, § 16 Rn. 1 
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Die Untersuchungshaft ist nach § 119 StPO anders, im Wesentlichen milder auszugestalten als 

die Strafhaft. § 119 StPO wird durch die Untersuchungshaftvollzugsordnung (UVollzO) konkreti-

siert. Hierbei handelt es sich ebenfalls um eine bundesweit einheitliche Verwaltungsvorschrift 

der Länder. 

 

 

II. Organisation des Strafvollzugswesens 

 

1. Behördenaufbau 

 

Nach § 151 I 1 StVollzG ist die Aufsicht über die Justizvollzugsanstalten Sache der Landesjus-

tizverwaltungen, die ihre Aufsichtsbefugnisse auf spezielle Justizvollzugsämter übertragen kön-

nen (§ 151 I 2 StVollzG).  Die Untersuchungshaft findet zwar nach Nr. 11 I UVollzO grundsätz-

lich in selbstständigen Anstalten statt, darf aber nach Nr. 11 II UVollzO auch in besonderen Ab-

teilungen anderer Vollzugsanstalten vollzogen werden. Daher teilt sie notwendig deren Zuord-

nung zur Justizverwaltung.  

 

Dagegen dürfen Jugendarrestanstalten nicht in Straf- oder Untersuchungshaftanstalten unter-

gebracht werden (§ 1 II JAVollzO). Sie werden vom Jugendrichter am Ort der Anstalt geleitet (§ 

2 I 1 JAVollzO). 

 

In Bayern unterstehen alle Justizvollzugsanstalten als selbstständige Behörden direkt dem Jus-

tizministerium7. Mehrere Justizvollzugsanstalten können zu einer Verwaltungseinheit zusam-

mengefasst werden. Nordrhein-Westfalen war das einzige Bundesland, das ein Justizvollzug-

samt eingerichtet hatte8 (in Wuppertal), hat dieses aber mit Ablauf des Jahres 2006 aufgelöst, 

um eine Verwaltungsebene zu sparen9. 

 

 

                                                
7 Dies wird auch nach Art. 173 I BayStVollzG-E so bleiben. 
8 Böhm, Strafvollzug, 3. Auflage 2003, Rn. 75 
9 vgl. Erläuterungsband zum Einzelplan für den Geschäftsbereich des Justizministeriums (Epl. 04), Haushaltsplan 
NRW 2007, S. II, http://www.justiz.nrw.de/JM/wir_ueber_uns/aufgaben/abtI/erlaeuterungsband.pdf, abgerufen am 
14.02.07 



 

 4

2. Trennungsgrundsatz und Differenzierung 

 

§ 140 StVollzG und § 92 I JGG normieren, dass Jugendliche getrennt von Erwachsenen, Frau-

en getrennt von Männern und Sicherungsverwahrte getrennt von anderen Häftlingen unterzu-

bringen sind. Innerhalb des Jugendstrafvollzugs ist nach Geschlechtern zu trennen (Nr. 93 

VVJug). Die Untersuchungshaft ist ebenfalls nach Alter und Geschlecht getrennt zu vollziehen 

(§ 93 JGG, Nrn. 12, 13 UVollzO). 

 

§ 141 StVollzG sieht die Einrichtung verschiedener Anstalten und Abteilungen vor, in denen die 

Gefangenen nach ihren Bedürfnissen unterschiedlich behandelt werden können („Differenzie-

rung“). Die Anstalten können sich im Grad der Vollzugslockerung, Sicherheitsvorkehrungen, in 

der Größe, den Behandlungsangeboten oder in spezialisiertem Personal unterscheiden10. Das 

StVollzG selbst kennt an differenzierten Einrichtungen den geschlossenen und offenen Vollzug, 

die sozialtherapeutischen Anstalten, die Einweisungsanstalt und die offene Einrichtung für den 

Übergangsvollzug.  

Im Übrigen bleibt die Differenzierung den Bundesländern überlassen, die dafür auch Vollzugs-

gemeinschaften bilden können (§ 150 StVollzG), so dass Gefangene nach Sachgesichtspunkten 

über mehrere Bundesländer verteilt werden können. Allerdings steht dabei der Differenzie-

rungsgedanke im Konflikt mit dem Resozialisierungsgedanken, soweit der Gefangene von Fami-

lie und Freunden weiter entfernt wird. Diese Trennung kann nur ein erheblich besseres Behand-

lungsangebot wettmachen11. In Bayern gibt es eine Vereinbarung mit mehreren anderen Bun-

desländern über die Einweisung von tuberkulosekranken Frauen in die JVA Bayreuth. In der 

Praxis häufig ist die Unterscheidung zwischen Erstvollzug (Häftlinge mit einer vorherigen Hafter-

fahrung von max. 3 Monaten) und Regelvollzug, die in der Regel mit dem Schutz der Erstverur-

teilten vor „krimineller Infektion“ begründet wird. Der Sinn dieser Unterscheidung ist allerdings 

fraglich, schon weil lange nicht jeder Erstverurteilte auch ein Ersttäter ist12. Da eine Einschät-

zung der künftigen Gefährlichkeit eines Gefangenen nach dem derzeitigen Stand der Kriminolo-

gie nicht sicher möglich ist, wird auch die teilweise verwendete Klassifikation nach diesem 

Merkmal in der Literatur scharf kritisiert, zumal dadurch die Gefahr einer sich selbst erfüllenden 

Prophezeiung geschaffen wird13.  

 

Die VVJug sehen für den Jugendstrafvollzug keine Differenzierung vor14, sondern normieren 

lediglich eine Pflicht der Vollzugsbehörde, den Jugendlichen und Heranwachsenden Gelegen-

heit zu beruflicher Bildung und „wirtschaftlich ergiebiger Arbeit“ zu verschaffen (Nr. 95 f VVJug). 

                                                
10 Laubenthal, Rn. 54 
11 Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 150 Rn. 1 f. 
12 Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 141 Rn. 6 
13 Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 141 Rn. 6 mwN 
14 Anders der BayStVollzG-E: Nach Art. 167 ist auch beim Vollzug der Jugendstrafe zu differenzieren. 
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Dennoch wird etwa in Bayern auch im Jugendstrafvollzug zwischen Ersttätern und Vorbestraften 

unterschieden (siehe Anlage). 

 

 

3. Rechtliche Vorgaben für die räumliche Gestaltung  von Haftanstalten und -räumen 

 

Mit der Vorgabe, Justizvollzugsanstalten seien so zu gestalten, dass eine auf die Bedürfnisse 

des einzelnen Gefangenen abgestimmte Behandlung gewährleistet sei, gibt § 143 I StVollzG 

den Ländern einen extrem weiten Gestaltungsspielraum. Sozialtherapeutische Anstalten und 

Frauenhaftanstalten bzw. -abteilungen sollen nicht mehr als 200 Haftplätze haben (§ 143 III 

StVollzG)15, im Übrigen gibt es für die absolute Größe einer Anstalt bewusst16 keine gesetzli-

chen Vorgaben. Unabhängig von der Größe sind die Vollzugsanstalten so zu gliedern, dass die 

Gefangenen in überschaubaren Gruppen zusammengefasst werden können (§ 143 II StVollzG). 

§ 143 I und II StVollzG gelten zudem nach § 201 Nr. 4 StVollzG für Anstalten, mit deren Bau17 

vor Inkrafttreten des StVollzG (also vor dem 1.1.1977, § 198 I StVollzG) begonnen wurde („Alt-

bauten“), nur als Sollbestimmungen. Bei der Frage, ob ein „Altbau“ vorliegt, ist bei einem nach 

dem 1.1.1977 umgebauten Einzelbauwerk einer aus mehreren Bauwerken bestehenden Justiz-

vollzugsanstalt auf den Gesamtzustand der Justizvollzugsanstalt abzustellen.18 

 

Art. 169 BayStVollzG-E verzichtet ganz auf eine zahlenmäßige Größenbegrenzung und sieht 

eine § 143 II StVollzG entsprechende Gestaltung nur als Soll-Vorschrift vor. 

 

Die maximal empfehlenswerte Größe einer Anstalt ist in der Literatur umstritten. Während einige 

davon ausgehen, die 200 Haftplätze des § 143 III StVollzG seien als Richtwert zumindest beim 

Neubau und bei der organisatorischen Gliederung zu beachten19, gehen empirisch-

psychologisch fundierte Vorschläge bis zur Größe von 30020 oder 50021. Darüber hinausgehen-

de Anstaltsneubauten setzen sich dem Verdacht aus, das Vollzugsziel nicht ernst zu nehmen22. 

 

Für den Jugendstrafvollzug gibt es keine Vorgaben über die physische oder organisatorische 

Gestaltung der Anstalten, insbesondere keine Größenbegrenzung. Da hier aber die Behandlung 

noch mehr im Vordergrund steht als beim normalen Erwachsenenstrafvollzug, dürften die Gren-

zen des § 143 III StVollzG übertragbar sein. 
                                                
15 Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 143 Rn. 10 halten eine Größe von 200 Plätzen für „indis-
kutabel“. 
16 Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 143 Rn. 2 
17 und zwar der Bauausführung: Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, 9. Auflage 2002, § 201 Rn. 3 
18 BGH NJW 2006, 3572 
19 Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, 9. Auflage 2002, § 143 Rn. 3 
20 Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 143 Rn. 4 
21 Böhm, Strafvollzug, 3. Auflage 2003, Rn. 81 
22 Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 143 Rn. 4 
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Einzelne, materiell ins Bauordnungsrecht gehende Vorgaben für die Gestaltung der Räume ei-

ner JVA enthält § 144 StVollzG. Obwohl § 144 II StVollzG zum Erlass einer normkonkretisieren-

den Verordnung ermächtigt, gibt es eine solche nicht, da das Bundesjustizministerium stets an-

dere Regelungsprioritäten hatte und auf die richtige Auslegung des § 144 I StVollzG durch Ge-

richte und Justizbehörden vertraute23. Es gibt Empfehlungen für den Bau von Justizvollzugsan-

stalten vom 3.10.1978; 1997 wurde der Strafvollzugsausschuss der Länder von der 68. Konfe-

renz der Justizministerinnen und -minister mit deren Überarbeitung beauftragt.24 

Im Übrigen gelten für die bauliche Gestaltung von Justizvollzugsanstalten das Bauordnungs-

recht und ggf. das Denkmalschutzrecht. 

 

 

4. Anstalten in Deutschland 

 

Am 30.11.2006 gab es in Deutschland 195 Anstalten des offenen und geschlossenen Vollzugs, 

darunter 37 in Nordrhein-Westfalen und 36 in Bayern25. Wie die genaue Betrachtung der Anstal-

ten in Bayern (Anhang I) zeigt, stammen zahlreiche Anstalten aus der Mitte des 19. bis Anfang 

des 20. Jahrhunderts26 und mussten daher in den letzten Jahren und Jahrzehnten an moderne 

Verhältnisse angepasst oder stillgelegt werden. Ein deutlicher Rückgang in der Zahl der Anstal-

ten war in den 60er und 70er Jahren zu beobachten, wobei damals auch manche kleinere Voll-

zugseinheiten zusammengefasst wurden27. Etwa die Hälfte der heutigen Anstalten hat nicht 

mehr als 250 Haftplätze28.  

Zahl der Justizvollzugsanstalten in Deutschland
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23 Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 144 Rn. 14 
24 http://www.jura.uni-sb.de/JuMiKo/top-II4.htm 
25 Statistisches Bundesamt, Bestand der Gefangenen und Verwahrten in den deutschen Justizvollzugsanstalten 
(Stand 15.01.2007), siehe Anlage II  
26 für Gesamtdeutschland Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 143 Rn. 1 
27 vgl. Dünkel/Rosner, Die Entwicklung des Strafvollzugs in der Bundesrepublik Deutschland seit 1970, 2. Aufla-
ge1982, S. 40 
28 Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 143 Rn. 1 

Quelle: Statistisches Jahr-

buch Deutschland, div. Aus-

gaben 
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III. Belegungsstatistiken und Probleme hiermit 

 

Häftlingsstatistiken gibt es überwiegend zu den Stichtagen 31.3., 31.8., 30.11. oder 31.12. In der 

Belegungsstatistik fehlen regelmäßig diejenigen Gefangenen, die vorübergehend abwesend 

sind, sei es wegen Krankenbehandlung oder Urlaub, sei es, dass sie sich auf dem Transport in 

eine andere Anstalt befinden (in den Statistiken ist allerdings nur selten angegeben, ob Beur-

laubte erfasst werden oder nicht)29. Die tatsächliche Belegung ergibt sich daher eher aus dem – 

im Statistischen Jahrbuch für Deutschland nicht angegebenen – Durchschnittswert, der aller-

dings über Spitzenwerte nichts aussagt. Bei Aufstellungen mit dem Stichtag 30.11. oder 31.12. 

ist außerdem zu beachten, dass die Zahl der Häftlinge zu dieser Zeit aufgrund von Beurlaubun-

gen und Weihnachtsamnestien30 signifikant niedriger ist als zu anderen Zeiten. Diese Stichtags-

zahlen sind daher nur für einen Vergleich über mehrere Jahre hinweg überhaupt aussagekräftig.  

Daher wird in der Literatur teilweise eindringlich vor allen Zahlenangaben gewarnt31. Auch die 

vorliegende Arbeit basiert auf den Zahlen des Statistischen Bundesamtes, die genannten Prob-

leme sollten daher stets „gedanklich mitbewusst“ sein. 

 

 

IV. Belegungsfähigkeit und Überbelegung nach dem St rafvollzugsrecht 

 

Die Belegungsfähigkeit einer Anstalt wird gemäß § 145 StVollzG durch die Aufsichtsbehörde 

festgelegt, und zwar so, dass eine angemessene Unterbringung während der Ruhezeit gewähr-

leistet ist. Dabei hat sie restriktiv zu verfahren32.  

 

Nach § 18 I 1 StVollzG hat der Gefangene einen grundsätzlichen Anspruch auf Einzelunterbrin-

gung während der Ruhezeit33. Ausnahmen sind zulässig, wenn ein Gefangener hilfsbedürftig ist 

oder bei Einzelunterbringung eine Gefahr für Leben oder Gesundheit eines Gefangenen besteht 

(§ 18 I 2 StVollzG); diese Voraussetzungen können angesichts der Gefahren einer gemeinsa-

men Unterbringung nicht durch den Wunsch der betroffenen Gefangenen ersetzt werden34. Im 

                                                
29 Kaiser, § 4 Rn. 4 
30 Sog. Weihnachtsamnestien gibt es in allen Bundesländern außer Bayern und Sachsen regelmäßig. Dabei werden 
Gefangene, deren reguläres Haftende zwischen etwa Mitte November und der ersten Januarwoche liegt, vorzeitig 
entlassen (in der Regel Mitte November, in Einzelfällen auch schon im Oktober). Es handelt sich dabei um etwa 
2.000 Häftlinge jährlich, wobei genaue und offizielle Angaben nicht verfügbar sind. Quelle: 
http://de.wikipedia.org/wiki/Weihnachtsamnestie sowie http://www.welt.de/data/2006/12/08/1139149.html, jeweils 
abgerufen am 15.02.07. 
31 Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 146 Rn. 2 
32 Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, 9. Auflage 2002, § 145; Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 
145 Rn. 5 mwN 
33 Kellermann/Köhne in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 18 Rn. 1; Beachtenswert ist, dass die Einzelunterbrin-
gung von Gefangenen nach Art. 20 I 1 BayStVollzG-E nur noch eine Sollvorschrift sein soll. Da der grundsätzliche 
Anspruch auf Einzelunterbringung aber in der Menschenwürde des Gefangenen begründet ist (Wahrung eines letzten 
Rests von Intimsphäre auch in der Haft), muss man diese neue Norm ebenfalls als anspruchsbegründend lesen. 
34 Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, 9. Auflage 2002, § 18 Rn. 2 
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offenen Vollzug dürfen Gefangene darüber hinaus gemeinsam untergebracht werden, wenn sie 

zustimmen und keine schädliche Beeinflussung zu befürchten ist (§ 18 II 1 StVollzG), während 

im geschlossenen Vollzug die gemeinschaftliche Unterbringung jenseits der Ausnahmen des § 

18 I 2 StVollzG nur vorübergehend und aus zwingenden Gründen zulässig ist (§ 18 II 2 

StVollzG)35. „Vorübergehend“ bedeutet dabei (nur), dass unverzüglich mit Gegenmaßnahmen 

zu beginnen ist und diese schnellstmöglich beendet werden müssen; diese Vorgabe beinhaltet 

zum einen keine zeitliche Begrenzung36 und ist zum anderen bei chronischer Überfüllung nicht 

erfüllt37. Zwingende Gründe liegen vor, wenn alle Möglichkeiten einer Einzelunterbringung aus-

scheiden38. 

 

Allerdings gilt für Altbauten die Übergangsregelung des § 201 Nr. 3 StVollzG. Diese erlaubt ab-

weichend von § 18 StVollzG eine gemeinschaftliche Unterbringung von Gefangenen, solange 

die räumlichen Verhältnisse der Anstalt dies erfordern. Auch bei solchen ist jedoch eine Unter-

bringung von mehr als acht Personen in einem Raum nicht mehr zulässig39.  

 

Wie das Beispiel der neuerbauten JVA Würzburg zeigt (siehe Anlage), wird auch bei der Pla-

nung neuer Anstalten der Grundsatz der Einzelunterbringung nicht durchgehalten: Neben 408 

Einzelhaftplätzen sind 181 Haftplätze, also fast ein Drittel aller Haftplätze, für die Gemein-

schaftsunterbringung vorgesehen. Selbst wenn man berücksichtigt, dass in dieser Anstalt 36 

Haftplätze für den offenen Vollzug zur Verfügung stehen (wobei nicht alle Gemeinschaftshaft-

räume auf diesen entfallen dürften und nicht alle Häftlinge im offenen Vollzug der Gemein-

schaftsunterbringung zustimmen werden), ist nicht anzunehmen, dass bei 100%iger Auslastung 

auf 145 Gefangene im geschlossenen Vollzug die Voraussetzungen des § 18 I 2 StVollzG zu-

treffen. Stattdessen wird offenbar schon bei der Planung neuer Anstalten eine künftige Überbe-

legung in Kauf genommen und „abgefedert“. 

 

Die Überbelegung ist freilich nach § 146 I StVollzG verboten und kann nach § 146 II StVollzG 

nur vorübergehend durch die Aufsichtsbehörde erlaubt werden. Dabei soll eine einwöchige 

Überbelegung eines Haftraums zulässig sein, allerdings nur in Notlagen (Heizungsausfälle u.ä.) 

und nicht wegen chronischer Überbelegung der Anstalt an sich.40 Der Gefangene kann sich bei 

                                                
35 Art. 20 I 2 BayStVollzG-E unterscheidet nicht mehr zwischen offenem und geschlossenen Vollzug: Auch im ge-
schlossenen Vollzug können Gefangene auf Wunsch gemeinsam untergebracht werden. 
36 Kellermann/Köhne in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 18 Rn. 6 
37 Laubenthal, Strafvollzug, 4. Auflage 2006, Rn. 387 
38 Kellermann/Köhne in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 18 Rn. 6 
39 so auch Art. 20 III BayStVollzG-E; im Übrigen enthält der BayStVollzG-E keine Sondervorschrift über die Belegung 
älterer Anstalten 
40 Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 146 Rn. 7 mwN 
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Überbelegung direkt auf § 146 StVollzG berufen und eine Verletzung in eigenen Rechten gel-

tend machen41. 

 

 

V. Bestandsaufnahme – Häftlinge in Deutschland 

 

1. Überbelegung insgesamt 

 

Am 30.11.2006 waren knapp 96% aller Haftplätze in Deutschland belegt. Die Belegungssituati-

on fällt dabei in den einzelnen Bundesländern sehr unterschiedlich aus. Während etwa Ham-

burg und Niedersachsen deutlich „unterbelegt“ sind, nehmen bayerische Gefängnisse weit mehr 

Insassen auf als Haftplätze vorgesehen sind. Dabei ist zu berücksichtigen, dass u.a. wegen 

notwendiger Renovierungsreserven eine Haftanstalt an sich nie zu 100% belegt sein dürfte.42 

 

Belegung und Belegungsfähigkeit (Kapazität) haben sich seit 1995 in Deutschland und beispiel-

haft in den beiden Bundesländern mit den größten Gefangenenpopulationen wie folgt entwi-

ckelt43: 
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41 Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 146 Rn. 9 
42 vgl. Huchting/Lehmann in Feest, StVollzG, 5. Auflage 2006, § 146 Rn. 3; hierzu auch Prof. Kawamura-Reindl in 
Spiegel Online vom 23.11.06, http://www.spiegel.de/panorama/justiz/0,1518,450370,00.html: 10% der Haftplätze 
müssen als Reserve gehalten werden. 
43 Datenquelle: Statistisches Jahrbuch Deutschland, div. Ausgaben 
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Kapazität und Belegung 
in Nordrhein-Westfalen
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2. Einzel- und Gemeinschaftsunterbringung 

 

Am 31.11.06 waren ca. 34,6 % aller Haftplätze in Deutschland für die Gemeinschaftsunterbrin-

gung vorgesehen44. Tatsächlich müssen aber Gemeinschaftshafträume aus Platzgründen we-

nigstens zeitweise überbelegt werden (d.h. etwa mit 6 statt 4 Gefangenen) und in manchen 

Haftanstalten werden auch Einzelhafträume doppelt belegt, obwohl dies angesichts der Enge 

solcher Räume häufig ein Eingriff in die Menschenwürde der Betroffenen ist45. Am 31.11.2006 

                                                
44 Statistisches Bundesamt, Bestand der Gefangenen und Verwahrten in den deutschen Justizvollzugsanstalten 
(Stand 15.01.2007), siehe Anlage II 
45 vgl. etwa BVerfG NJW 02, 2699 ff 
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waren ca. 41 % aller Häftlinge (ohne Bremen46) gemeinschaftlich untergebracht47. Dabei waren 

in Thüringen und Sachsen deutlich mehr Gefangene gemeinschaftlich als einzeln untergebracht 

(66% bzw. 63% aller Häftlinge48), in Hamburg dagegen nur 11%49 aller Häftlinge. Bayern liegt 

mit 44% Gemeinschaftsunterbringung knapp über dem Bundesdurchschnitt. In fast50 allen Bun-

desländern sind freilich mehr Häftlinge gemeinschaftlich untergebracht als von der Belegungs-

fähigkeit der Anstalten her vorgesehen, obwohl zwölf Bundesländer nach der Statistik (in der 

allerdings die Beurlaubten fehlen) weniger bzw. nahezu gleich viele Gefangene haben wie Haft-

plätze.  

Interessant ist, dass bei weiblichen Gefangenen zwei Bundesländer51 in einer Überfüllungssitua-

tion offenbar seltener zur Überbelegung der Hafträume greifen als vielmehr zur Schaffung neuer 

(Einzel-)Hafträume, vermutlich durch Erweiterung der Frauenabteilungen zulasten der Männer-

abteilung: Obwohl sie mehr weibliche Gefangene haben als Haftplätze für Frauen, nutzen sie 

ihre Kapazitäten zur gemeinschaftlichen Unterbringung von Frauen nicht voll aus. 

                                                
46 Bremen schlüsselt seine tatsächliche Belegung nicht in dieser Weise auf. 
47 Statistisches Bundesamt, Bestand der Gefangenen und Verwahrten in den deutschen Justizvollzugsanstalten 
(Stand 15.01.2007), siehe Anlage II 
48 allerdings lag die Quote für Thüringen zum 30.11.2005 bei sogar 77%, siehe Statistisches Jahrbuch 2006, Teil 10 – 
Justiz, S. 270 
49 30.11.2005: 22%, Statistisches Jahrbuch 2006, Teil 10 – Justiz, S. 270 
50 30.11.2005: Alle Bundesländer hatten mehr Häftlinge in Gemeinschaftsunterbringung als vorgesehen. 
51 Berlin und Mecklenburg-Vorpommern 
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Anlage  

 

Anstalten in Bayern (alle nachfolgenden Informationen entnommen aus http://www.justizvollzug-bayern.de/JV/Anstalten/Verzeichnis, abgerufen 

am 12.02.07): 

 

 

Ort erbaut Belegung 
(Stichtag) 

Bele-
gung 
(Durch-
schnitt) 

Kapazität* Besonderheiten Perso-
nal** 

Aichach 1904 - 08  558 
(01.03.02) 

573,5 
(2002) 

insgesamt: 563 
124 (78 E/46 G) für Männer  
381 (261 E/120 G) für Frauen  
58 (36 E/22 G) für junge Frauen  

Mutter-Kind-Abteilung 280 

Amberg 1690; 1785 Umbau zum 
"Zuchthaus und Arbeits-
haus"  

563 
(31.12.01) 

574 
(2001) 

519 (317 E/202 G) 

 

keine 242 

Ansbach keine Informationen ver-
fügbar 

keine Informationen verfügbar 

Aschaffen-
burg 

1968 - 70 134 
(30.11.02, 
wegen 
Baumaß-
nahmen 
einge-
schränkt) 

119 
(2002, 
wegen 
Baumaß-
nahmen 
einge-
schränkt) 

insgesamt: 157 
145 für Männer (97 E/48 G) 
12 für Frauen (6 E/6 G) 

keine 50 

Augsburg Anstalt I: 1512, umgebaut 
1817, ergänzt 1968; 
Anstalt II: 1945 

k.A. k.A. 280 (133 E/147 G), nur Männer umfasst Jugendarrestanstalt mit 27 Plät-
zen in einem ehemaligen Kasernenteil 
(erbaut ab 1883) 

115,2
5 

Bad Rei-
chenhall  

ca. 1943 - 51, 1979 sa-
niert 

58 
(30.11.04) 

52 
(2004) 

63 (20 E/43 G), nur Männer nur Untersuchungs- und Abschiebehäft-
linge, kurze Verweildauer, Ausländeran-

22 
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teil > 80% 
Bamberg 1328 als Spital, 1753 

Umbau zum Zucht- und 
Arbeitshaus, bis 1995 
Generalsanierung 

  insgesamt 184 
159 für Männer (29 E/130 G) 
25 für Frauen (6 E/19G) 

keine 60 

Bayreuth 1735 als Zucht- und Ar-
beitshaus, Um- und An-
bauten 1860, 1901, 1960, 
1981, 1989 und 1994 

k.A. 935 
(2001) 

insgesamt 931 
926 für Männer (541 E/392 G) 
5 für Frauen mit Lungen-Tbc (nur 
Krankenabteilung) 

Sonderzuständigkeit für Lungen-Tbc-
Kranke und schwere Diabetiker 

374 

Bernau 1928 an der Stelle eines 
früheren Außenlagers zur 
Moorkultivierung, ab 1967 
Ausbau 

818 
(30.11.04) 

814 
(2004) 

815 (497 E/318 G), nur Männer besonderes Gewicht auf Differenzierung 294 

Ebrach 1895 erster Zellentrakt 
(früheres Zisterzienser-
kloster bildet Hauptbau 
seit 1851) 

k.A. k.A. 337 (224 E/93 G + Kranken- und Zu-
gangsabteilung) 

reine Jugendstrafanstalt für vorbestrafte, 
hochbestrafte und ältere männliche Ju-
gendliche 

193 

Eichstätt  1900, zuletzt umgebaut 
1988 

67 
(31.12.02) 

85,4 
(2002; 
83,0 in 
2001) 

88 (65 E/23 G) für Männer keine 39 

Erding 1895/1896 54 
(31.12.01) 

59,68 
(2001) 

50 (28 E/22G) für Männer möglicherweise Auflösung nach Eröff-
nung der JVA Landshut 

27 

Erlangen bis 1972 k.A. k.A. 41 E (35 geschlossener, 6 offener 
Vollzug) 

einzige selbständige Sozialtherapeuti-
sche Anstalt in Bayern, v.a. für Rückfall-
täter mit schweren Persönlichkeitsstö-
rungen sowie andere behandlungsbe-
dürftige Täter, die im Normalvollzug  
nicht resozialisiert werden können 

k.A. 

Garmisch-
Partenkir-
chen  

1894 bis 1896 47 
(30.11.00, 
damals 
noch Ka-
pazität von 
43) 

46 
(2001) 

51 (9 E/42 G) für Männer keine 26 
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Hof 1969 bis 1973 214 
(17.05.01 – 
Höchstbe-
legung 
2001) 

194,9 
(2001) 

202 (129 E/73 G) für Männer gesonderte Abteilung für jugendliche und 
heranwachsende Untersuchungsgefan-
gene mit besonders erzieherisch gestal-
teter Untersuchungshaft  

50 

Ingolstadt  1859 k.A. 31,65 
(2002; an 
Arbeits-
tagen 
36,75) 

44 G für Männer reine Anstalt des offenen Vollzugs 22,67 

Kaisheim 1716 – 1720 als Kloster, 
ab 1817 Nutzung als Ge-
fängnis, 1967 Zellenneu-
bau 

591 
(31.12.02) 

585,6 
(2002) 

585 (404 E/181 G) für Männer keine 248 

Kempten 2003 k.A. k.A. 338 (242 E/3 G/30 offener Vollzug) für 
Männer 

„Bei der Ausgestaltung der Haft- und 
Nebenräume wurde neben dem Aspekt 
der Wirtschaftlichkeit sowie der Haltbar-
keit der ausgewählten Materialien darauf 
geachtet, übertriebene Standards oder 
gar Luxus zu vermeiden.“ 

ca. 
140 

Kronach  1802 k.A. 84,3 
(2001) 

76 (23 E/52 G) für Männer keine Krankenabteilung oder besondere 
Einrichtungen 

31 

Landsberg a. 
Lech 

1904 – 1908 724 
(30.11.01) 

704,82 
(2001) 

674 (469 E/205 G) für Männer  1945 bis 1958 unter amerikanischer 
Verwaltung für Kriegsverbrecher 

252 

Landshut 1906/07 245 
(31.12.01); 
Höchst-
stand 
2001: 276 
(21.03.01) 

241,99 
(2001, 
ohne 
Urlauber) 

223 (86 E/ 137 G) für Männer; seit 
1993 wegen Überbelegung auch Mehr-
fachbelegung von Einzelhafträumen 

Neubau ab 2002 für 411 Haftplätze, Ab-
schluss geplant für Mitte 2007: 
 

74 

Laufen-
Lebenau 

1862 k.A. k.A. 200 bis 230 Haftplätze für männliche 
Jugendliche und Heranwachsende 

von 1906 bis 1946 „zivile“ Nutzung; 
heute reine Jugendvollzugsanstalt, 
„halb-offene Anstalt“ (möglichst geringe 
Sicherheitsvorkehrungen) 

128 
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Memmingen 1968-71 114 Män-
ner, 
16 Frauen 
(31.12.04) 

149,17 
Männer;  
17,98 
Frauen 
(2004) 

insgesamt: 134 
122 (93 E/29 G) für Männer 
12 (9 E/3 G) für Frauen 

„kleine“ Erweiterung in den nächsten 
Jahren geplant (u.a. mehr Arbeitsmög-
lichkeiten) 

61 

Mühldorf a. 
Inn  

1965-67 (erster Neubau 
einer JVA nach dem 2. 
WK in Bayern) 

70 
(31.12.01); 
Höchst-
stand 
2001: 90 
(am 
9.3.01) 

76,8 
(2001, 
ohne 
Urlauber) 

82 (20 E/62 G) für Männer keine 26 

München Stadelheim: 1892 – 1901; 
1964, 1968 und 1981 
Erweiterungen; 
Frauen-/Jugendabteilung: 
1902-04 
 

Erwachse-
ne: 
1487 Män-
ner,  
72 Frauen 
Jugend: 
23 Männer 
2 Frauen 
(30.11.01) 

Erwach-
sene: 
1470,08 
Männer,  
83,31 
Frauen 
Jugend: 
25,35 
Männer 
2,13 
Frauen 
(2001) 

Stadelheim: 1379 (1065 E/314 G) für 
Männer 
Frauenabteilung: 72 (46 E/26 G) 
Jugendabteilung: 43 (37 E/6 G) für 
Männer 
9 (7 E/2 G) für Frauen 

Langfristig: Plan für Neubau einer JVA 
für Frauen mit ca. 100 und einer Ju-
gendarrestanstalt mit ca. 50 Haftplätzen 

1194 

Neuburg a. 
d. Donau  

1577 als Hofreitschule, ab 
1857 Gefängnis, dann 
auch Zukauf von Gebäu-
den /Ausbau 

63 
(30.11.01) 

71,4 
(2001) 

73 (28 E/41 G) für Männer Strafgefangene, die sich als Freigänger 
eignen, werden in die JVA Ingolstadt 
verlegt 

k.A. 

Neuburg-
Herrenwörth  

1985 – 90 223 
(31.12.04) 

200 
(2004) 

204 (156 E/48 G) für Männer reine Jugendstrafanstalt für Ersttäter 119 

Niederschö-
nenfeld 

ehemaliges Kloster, ab 
1880 Gefängnis 

k.A. k.A. 261 (143 E/118 G) für Männer erstes reines Jugendgefängnis in 
Deutschland (1880); heute Sonderan-
stalt für junge Männer bis 26 

150 

Nürnberg Männeranstalt: 1865-68 
Frauenanstalt: 1886 – 

1.121:  
1.024 

1.063 
(2000) 

insgesamt: 1115 
1045 für Männer 

keine 403 
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1888 
Untersuchungsanstalt: 
1889 - 1901 

Männer 73 
Frauen 
(30.11.00) 

60 für Frauen 
47 Jugendarrest 

Passau 1692, Zellengebäude 
1858 

103 
(03.01.01) 

80 
(2001) 

76 (32 E/44 G) für Männer völliger Neubau für nach 2010 geplant 26 

Regensburg  1900 – 1902 259: 
242 Män-
ner 
17 Frauen 
(01.12.02) 

255 
Männer, 
17 Frau-
en 
(2002) 

insgesamt: 235 
219 (137 E/82 G) für Männer 
16 (2 E/14 G) für Frauen 
 

keine Freizeiträume und Sportflächen; 
bei den Frauen ist weder eine Unter-
scheidung zwischen Untersuchungs- und 
Abschiebegefangenen noch zwischen 
Erwachsenen und Jugendlichen möglich 

85 

Schweinfurt  1957 31 
(30.11.01) 

34,57 
(2001) 

52 (14 E/38 G) für Männer fast ausschließlich Abschiebehäftlinge, 
keine Arbeits- oder Bildungsmaßnahmen 

22 

Straubing  1898 – 1902, bis 1988 
Generalsanierung 

860 
(07.01.01) 

836 
(2001) 

845 (776 E/69 G) für Männer incl. psychiatrische Abteilung und be-
sonders sicherheitsgefährliche Untersu-
chungsgefangene 

k.A. 

Traunstein  1857; Erweiterung 1900-
02 

139 Män-
ner 
28 Frauen 
(30.11.200
4) 

120 
Männer 
21 Frau-
en 
(2004) 

144 (47 E/97 G) für 129 Männer 
15 Frauen 

wegen kurzer Verweildauer keine be-
sonderen Angebote 

45 

Weiden i. d. 
OPf.  

k.A. 111 
(31.12.01) 

116 
(2001) 

120 ( 96 E/24 G) für Männer keine 54 

Würzburg 1990 – 98 558: 
498 Män-
ner  
60 Frauen 
(30.11.01) 

518,2 
(2001) 
532,1 
(2000) 
496,8 
(1999) 

insgesamt 589 (408 E/181 G)  
573 für Männer 
75 für Frauen 

incl. psychiatrische Abteilung; auf dem-
selben Gelände Jugendarrestanstalt mit 
23 Plätzen 

238 

Landau a. d. 
Isar  

1939 8 Männer 
1 Frau 
(30.11.00) 

13,64 
Männer 
1,36 
Frauen 
(ein 
Halbjahr 
2000) 

insgesamt 29: 
25 Männer 
4 Frauen 

1945 – 1946 Gefängnis der örtlichen 
Militärregierung; heute reine Jugend-
strafanstalt 

k.A. 


